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notwendig sein. Im Interesse der gesamten W irt
sdiaft muß in diesem Zusammenhang erwogen w er
den, ob n id it das gesam te Ausbildungswesen in die 
Hände einer Bundesbehörde gelegt werden sollte. 
Diese Behörde könnte dann audi für das ganze Bun
desgebiet einheitlidie Lehrpläne aufstellen und die 
Interessenbereidie der Berufs-, Landwirtsdiafts- und 
Fadisdiulen abgrenzen. Darüber hinaus müßte in den 
Lehrplänen künftig ein viel stärkeres Gewidit auf 
M arktfragen (M arktwirtsdiaft, Betriebswirtsdiaft, Ab
satzfragen usw.) gelegt werden. W as nützt es, wenn 
der junge Landwirt sidi die theoretisdien Kenntnisse 
zur Erzeugungssteigerung in den Berufs- bzw. Land- 
w irtsdiaftssdiulen aneignet, gleidizeitig aber nidit 
übersehen bzw. erkennen kann, ob die angebauten 
Produkte überhaupt lohnend auf dem M arkt abzu
setzen sind. In der Landbevölkerung muß sidi das 
Bewußtsein stärker durdisetzen, daß die Kette vom 
Erzeuger über den Handel bis zum Endverbraudier 
eine Einheit darstellt.
Ganz besonderer Aufmerksamkeit bedarf in den Lehr
plänen die landw irtsdiaftlidie Budiführung. Budifüh- 
rungsunterlagen sind für eine zeitnahe und erfolg- 
reidie W irtschaftsberatung unbedingt erforderlidi. 
Die Anforderungen der m odernen M arktw irtsdiaft 
m adien eine Umstellung vom erzeugungswirtsdiaft- 
lidien zum betriebsw irtsdiaftlidien Denken notwen
dig. W ie der Kaufmann, so muß audi der Landwirt 
und Bauer den Redienstift zur Hand nehmen, um die 
W irtsdiaftlidikeit eines Betriebszweiges festzustellen. 
In den Kleinbetrieben w ird die Aufgabe der Budi- 
haltung vielfadi der Bäuerin zufallen. Deshalb sollten 
Buchführung und M arktfragen audi zum Unterridits- 
stoff der Landfrauensdiulen zählen.
In heutiger Zeit ist m arktw irtsdiaftlidies Denken 
neben einem guten Fadiwissen für eine erfolgreidie 
Bewirtsdiaftung landw irtsdiaftlidier Betriebe unbe
dingt erforderlidi. Der gegenwärtige Bildungsstand 
der Landbevölkerung zeigt jedodi, daß unsere länd- 
lidien Sdiulen diesen Anforderungen n id it genügen. 
W enn hier n id it umgehend Abhilfe gesdiaffen wird, 
so können in naher Zukunft die M ißstände im länd- 
lidien Bildungswesen zu einem neuen Gefahrenpunkt 
für die Fortentwidclung unserer Landwirtsdiaft 
werden.

ü b er den „Grünen Plan" kann das bestehende Miß
verhältnis im Bildungsstand zwisdien Land- und 
Stadtbevölkerung sowie zw isdien der deutsdien und 
der europäisdien Landwirtsdiaft zugunsten unserer 
Landwirtsdiaft beeinflußt werden. Die „Bildungs- 
sd ie re“ entspringt n id it einem m angelhaften Bil
dungsdrang, sondern einem M angel an Bildungsmög- 
lidikeiten. Neben einer V erbesserung des gesamten 
ländlidien Sdiulwesens m üssen Beratung und Fort
bildung ortsnah gestaltet werden. Sollen die für die 
Sanierung der Landwirtsdiaft im Rahmen des „Grünen 
Planes“ ausgesdiütteten Gelder sinnvoll eingesetzt 
werden, so dürfte die Grundvoraussetzung hierfür 
eine gute Ausbildung der Landbevölkerung sein. 
W enn in Zukunft die V ergabe von Krediten und an
deren Vergünstigungen vom Ausbildungsgang (abge- 
sdilossene Lehre,- Gehilfehprüfung, M eisterprüfung, 
Teilnahme an der Beratung usw.) abhängig gemadit 
wird, dann ist anzunehmen, daß audi Klein- und Mit
telbauern mehr als bisher dem Drängen ihrer Kinder 
nadigeben und auf eine gründlidie Ausbildung be- 
dadit sind. In der Allgemeinbildung und in den 
Kenntnissen über M arktzusammenhänge ist die Land
bevölkerung unserer N adibarstaaten der unseren 

] weit überlegen. Dies gilt ganz besonders für Däne
mark, wo die Volkshochsdiulen — sie bestehen dort 
bereits seit vor 1850 — eine für die gesam te dänisdie 
W irtsdiaft segensreidie Tätigkeit entfaltet haben. In 
A nbetradit der großen Aufgaben, die die deutsdie 
Landwirtsdiaft zu lösen hat, muß deshalb das länd- 
lidie Ausbildungs- und Beratungswesen in der A grar
politik viel stärker berüdcsiditigt und der deutsdien 
Landwirtsdiaft bildungsmäßig der A nsdiluß an unsere 
N adibarstaaten ermöglidit werden.
Darüber hinaus vollzieht sid i in  der Landwirtsdiaft 
ein ungeahnter Umwandlungsprozeß vom Betrieb im 
herkömmlidien Sinne zum rein volks- und m arktwirt- 
sdiaftlidi ausgeriditeten „Unternehmen". Ohne diese 
W andlung wird die Landwirtsdiaft m it der fortsdirei- 
tenden gesam twirtsdiaftlidien Entw idilung nidit 
Sdiritt halten können. H ierbei w ird audi eine Viel
falt soziologisdier Fragen aufgeworfen. Je  besser die 
ländlidie Berufs- und Allgemeinausbildung ist, um so 
leiditer und reibungsloser w ird sid i audi dieser Um
wandlungsprozeß vollziehen.

Die Umwälzungen in der mitteldeutschen Landwirtschaft
Von einem Korrespondenten

T  jn te r  den sozialen Veränderungen, die während 
des sowjetzonalen Regimes in M itteldeutsdiland 

durdigeführt worden sind, ist die Bodenreform von 
1946 wohl diejenige, die in w estdeutsdien Kommen
taren  nodi am häufigsten als prinzipiell annehmbar 
bezeidinet wird. Derartige Stellungnahmen können 
den Eindrudi erwedcen, als sei die Bodenreform die 
entsdieidende V eränderung der Nadikriegszeit ge
wesen und als sei nadi der Beseitigung einiger Sdiön- 
heitsfehler der W eg für die W iederherstellung det 
deutsdien A grareinheit bereits frei. Demgegenüber

muß gesagt werden, daß jene Bodenreform nur der 
erste Eingriff der sow jetisdien Besatzungsm adit in 
die m itteldeutsdie A grarstruktur war, dem weitere, 
sdiwerwiegendere Eingriffe gefolgt sind, Eingriffe, 
die jene Bodenreform zum Teil w ieder rückgängig 
gemacht, die vor allem aber die Kluft zum W esten 
vertieft haben.

AGRARSTRUKTUR VOR 1945 
Infolge der günstigen Bodenverhältnisse ist in der 
Sowjetzone der Ackerbau von besonderer Bedeutung; 
der Anteil des Ackerlandes an der Gesamtfläche liegt
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in den einzelnen Ländern Mitteldeutscblands und 
im gesamten Zonengebiet erheblidi über der ent
sprechenden Ziffer der Bundesrepublik.

Bodennutzung in Mitteldeutschland 1935/39
(in */o der GesamtflädiE)

Land
A cker

land
Grün
land

Forst-
flädie S on stige

Brandenburg
Mecklenburg
Sachsen-Anhalt
Thüringen
Sachsen
Sowjet. Zone
Bundesrepublik

41
52
58
48
47
50
37

13
16
10
11
13
12
23

34
21
22
32
29
27
28 ,

12
11
10

9
11
11
12

Während hinsichtlich der Bodennutzung eine gewisse 
Einheitlichkeit der Länder der Sowjetzone festzu
stellen ist, war im Jahre 1939 der prozentuale Anteil 
der einzelnen Betriebsgrößenklassen an der landwirt
schaftlichen Nutzfläche (Ackerland und Grünland) in 
den fünf mitteldeutschen Ländern recht unterschied
lich. Das war geographisch (durch die Gebirge in 
Thüringen und Sachsen) und historisch (Feudalregime 
in Mecklenburg bis 1918) bedingt.

BetriebsgiöBenklassen in Mitteldeutschland 1939
(in "/o der lan d w irtsd ia ftlid ien  Nutzfläche)

Land 0,5-5 ha 5*20 ha 20-100 ha über 100 ha

Brandenburg
Mecklenburg
Sachsen-Anhalt
Thüringen
Sachsen
Sowjet. Zone
Bundesrepublik

7,9
3.8
7,6

20,9
11,6

9,2
18,7

28,0
19.4
29.4
48.3
45.8
31.8
46.3

34.5
28.5
36.1 
20,8
29.7
30.8
30.2

29,6
48,3
26.9 
10.0
12.9 
28,2

4.8

Die auffälligsten Merkmale der früheren A grarstruk
tur Mitteldeutschlands w aren das sehr starke Über
gewicht des Ackerlandes über das Grünland, das be
deutende Ausmaß des Großgrundbesitzes in Mecklen
burg, aber auch in Brandenburg und Sachsen-Anhalt 
sowie der erhebliche A nteil der Landarbeiter an der 
in der Landwirtschaft tätigen Bevölkerung in allen 
mitteldeutschen Ländern mit Ausnahme von Thürin
gen. In allen diesen M erkmalen unterschied sich die 
Agrarstruktur M itteldeutschlands von der W est
deutschlands. Thüringen und Sachsen nahm en dabei 
eine Übergangsstellung ein.
Ostsachsen, Brandenburg, Pommern und Mecklenburg 
wurden Anfang 1945 zum Kampfgebiet, ü b er den Um
fang der Zerstörungen an landwirtschaftlichen Ge
bäuden, Maschinen und Geräten liegen zuverlässige 
Angaben nicht vor. Jedenfalls waren sie erheblich. 
Die Ernährungsbasis war wesentlich schmäler gewor
den. Zugleich aber strömten 1945/46 über 2 Mill. 
Flüchtlinge in die Sowjetzone, und zwar vor allem 
nach Sachsen-Anhalt, Mecklenburg und Thüringen.

Wohnbevölkerang 1939 und 1946
(in 1000)

Land 1939 1946 Zunahm e

Brandenburg 2 400 2 500 100
Mecklenburg 1 400 2 100 700
Sadisen-Anhalt 3 400 4 200 800
Thüringen 2 400 2 900 500
Sachsen 5 500 5 600 100

Das Zusammentreffen der Einbußen an landwirtschaft
lichen Geräten und an Vieh im Jahre 1945 mit der 
Zuwanderung von Millionen H eim atvertriebenen be
schwor die Gefahr einer Ernährungskatastrophe her

auf. Da sich unter den Flüchtlingen zahlreiche Bauern 
befanden, lag der Gedanke nahe, diese Menschen 
sofort in die Erzeugung landwirtschaftlicher Produkte 
einzugliedern und — nachdem viele Großgrundbesit
zer vor den Russen geflüchtet w aren — zugleich die 
alte Besitzverteilung in der Latidwirtschaft zu ändern. 
Der Gedanke einer Bodenreform w ar 1946 in M ittel
deutschland in w eiten Kreisen populär.

BODENREFORM 1946 
Die Bodenreformgesetze wurden 1945/46 aut W eisung 
der Sowjetunion in den mitteldeutschen Länderpar
lam enten beschlossen. W enig später begannen 10 000 
„Bodenkommissionen“ mit der Bestandsaufnahme 
aller Güter und Aufstellung der Bewerberlisten. 
Enteignet wurden fast 7000 Besitzungen über 100 ha, 
das sogenannte Junkerland, dessen Eigentümer übri
gens in der Mehrzahl bürgerliche Landwirte waren, 
sowie fast 4000 Höfe der sogenannten Nazis und 
Kriegsverbrecher; ferner wurde der staatliche Besitz, 
vor allem die Domänen, in den „Bodenfonds", ein
gebracht. Kirchlicher, genossenschaftlicher und städti
scher Besitz wurde nicht enteignet. Erfaßt wurden 
insgesamt 3,2 Mill. ha, darunter 1 Mill. ha W ald und 
2,2 Mill. ha Acker- und Grünland. M ehr als ein Drit
tel der gesamten landwirtschaftlichen Nutzfläche 
w urde also betroffen. 2,6 Mill. ha kam en aus priva
tem, der Rest aus staatlichem Besitz. Es wurden 
53 000 Pferde, 133 000 Rinder, 54 000 Schweine sowie 
210 000 Schafe und Ziegen enteignet, ferner 45 000 
W ohngebäude und 31 000 Ställe, 6 000 Schlepper, 
1 200 Zugmaschinen und an die 100 000 Landmaschi
nen. Die Enteignung erfolgte entschädigungslos.
Der Boden wurde an Landarbeiter, Heim atvertriebene 
und Kleinbauern verteilt, etwas W ald wurde den A lt
bauern gegeben; ferner erhielten Dorfhandwerker 
und A rbeiter kleine Parzellen; der beträchtliche Rest 
ging als Saatzucht-, Versuchs- oder Musterwirtschaf
ten und als Staatsforst in öffentlichen Besitz über. 
Die Erwerber hatten den Boden zu bezahlen. Es wurde 
ein Gesamtpreis von 460 Mill. RM festgesetzt, von 
denen bis 1948 139 Mill. RM bezahlt worden waren. 
Am 31. 3. 1948 wurde die Bodenreform abgeschlossen. 
Die V eränderungen der Anteile der Betriebsgrößen
klassen waren beträchtlich, der Bodenanteil der Be
triebe mit 5—20 ha landwirtschaftlicher Nutzfläche 
war von 32®/o auf 49 “/o gestiegen und der der Groß
betriebe mit mehr als 100 ha von 28”/o auf 9 ”/o zu
rückgegangen.
Die über 200 000 N eubauernstellen w aren für die 
V olksernährung in den^ ersten Jahren fast ohne Be
deutung, da ihnen nur ein sehr niedriges Abliefe
rungssoll auferlegt wurde und dieses bis 1950 von 
den Erfassungsstellen nur zu 50“/» eingefordert wer
den konnte. Es galt zunächst, W ohnhäuser und Ställe 
zu errichten und die N eubauern mit lebendem und 
totem Inventar zu versehen. Um Baumaterialien zu 
gewinnen und gleichzeitig die alte Gutsbesitzerschicht 
zu treffen, wurden 10 500 Gutsgebäude und Schlösser 
zum Abbruch bestimmt; in Thüringen wurden 1468 
von 1950 derartigen Bauwerken abgebrochen und in 
Sachsen 1800 Schlösser zerstört. In Sachsen-Anhalt 
blieben von 2286 Schlössern nur 593 ihrer kulturel-
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len Bedeutung wegen erhalten. Da der M aterialman
gel auch auf diese Art nur teilweise zu beheben war, 
wurde viel Propaganda für die „Naturbauweise" 
(Lehm, Stroh) gemacht. Ab 1949 wurde die Bautätig
keit auf die sogenannten Kernbauten beschränkt. 
Diese enthielten eine Schlafstube und eine W ohn
küche sowie einen behelfsmäßigen offenen Kleinvieh
stall. Bis 1953 wurden 95 000 Neubauernhäuser fer
tig, darunter zahlreiche „Kernbauten"; das ursprüng
liche Bauprogramm wurde so zu etwa 50 ”/o verw irk
licht. Der anfängliche M angel an Saatgut, Kunst
dünger und Zuchtvieh konnte im Laufe der Jah re  ge
mildert werden. Schwierig blieb dagegen die Aus
stattung mit Gerätschaften. Die enteigneten Gerät
schaften der Guts- und Großbauernhöfe waren für 
den Großbetrieb zugeschnitten und eigneten sich nur 
für die kollektive Bearbeitung der neuen Kleinbe
triebe. Neue Geräte lieferte die Industrie nur in ge
ringem Umfang, so daß die Lage der Neubauern in 
dieser Hinsicht recht schwierig w ar und blieb. 
Dennoch kam en einzelne Bauern gut voran. 1955 
wurden etwa 1000 Neubauern gezählt, die ihren Be
sitz durch Zukauf auf 15—20 ha erw eitert hatten und 
ein bis zwei fremde A rbeitskräfte beschäftigten. Die 
Masse der Neubauern aber w ar froh, wenn sie ihr 
auch nach 1950 noch maßvolles Ablieferungssoll er
füllen und die Steuern bezahlen konnten. Gelungen 
ist das nur den gelernten Bauern. Die Berufsfremden 
sind fast alle wieder abgewandert, vielfach auch die 
Ortsfremden. Bis 1952 hatten  86 400, also rd, 40 "/o, 
ihr Land den Bodenkommissionen wieder zur V er
fügung gestellt; über 750 000 ha w aren damit neu zu 
besetzen, 300 000 ha waren 1950/52 ständig herrenlos. 
1950 tauchte der Gedanke der Zusammenfassung der 
unbewirtschafteten Flächen zu „Gutskomplexen" auf. 
Es ist ziemlich offenkundig, daß das sowjetzonale 
Regime diese Entwicklung nicht bedauerte: es
brauchte A rbeitskräfte für die Industrie, nicht aber 
bodenverwurzelte Bauern. Der beste Weg, A rbeits
kräfte vom Dorf für die Stadt zu gewinnen, war je 
doch — und diese Einsicht hatte sich schon bald nach 
der Bodenreform durchgesetzt —, die Landwirtschaft 
zu technisieren und zum Großbetrieb zurückzukehren.

KONTROLLINSTANZEN
Die Last, die für die Volksernährung notwendigen 
pflanzlichen und tierischen Erzeugnisse bereitzustel
len, lag zunächst w eitgehend bei den Altbauern. Um 
diese zu größtmöglichen Leistungen zu veranlassen, 
wurde im Juli 1945 begonnen, Planungs-, Kontroll- 
und Erfassungsstellen nach sowjetischem M uster ein
zurichten. Die Planung und die Kontrolle mußte der 
S taatsapparat übernehmen. Die Erfassung obliegt den 
„volkseigenen Erfassungs- und Aufkaufsbetrieben" 
(VEAB), die von der Zonenregierung gelenkt w er
den. V ervollständigt wird die Kontrolle und Über
wachung der Bauern durch ihre eigenen Genossen
schaften, die 1950 gleichgeschaltet wurden.
In der Planung von Ackerbau und Viehzucht wurden 
anfangs zmn Teil recht unsinnige Experimente unter
nommen; seit 1951 erfolgt sie auf der Grundlage der 
W unschanbaupläne der Bauern, die zusammengefaßt 
der Zonenregierung vorgelegt werden. Von dieser w er

den die Ziffern der Länder bzw. Bezirke gekürzt oder — 
häufiger —̂ erhöht. Für die Länder und Bezirke sind 
die geänderten „bestätigten Planzahlen" Befehl; es 
bleibt ihnen allerdings überlassen, die Änderungen 
auf die einzelnen Kreise nach eigenem Ermessen aut- 
zuteilen. Nach dem gleichen, Prinzip müssen die 
Kreise und die Dorfbürgerm eister verfahren. So er
hält der Einzelbauer in der Regel einige Erzeugungs
auflagen, die seinen W ünschen entsprechen, und ein
zelne, die oft sehr von seinen Absichten abweichen. 
Die Einhaltung der Fruchtfolge wird dadurch sehr 
erschwert. Eine Abänderung beim Bürgermeister zu 
erwirken, ist recht schwierig, da dieser dann einem 
anderen Bauern ein zusätzliches Produktionssoll aul- 
erlegen muß. Die Problematik dieser Anbauplanung 
besteht darüber hinaus vor allem darin, daß zum 
Zeitpunkt der Planung und Planbestätigung — im 
W inter — niemand die W itterungseinflüsse des kom
menden Jahres Voraussagen kann.
Die Durchführung der A nbaupläne w ird laufend kon
trolliert. Wöchentlich müssen die Bauern ihrem Bür
germ eister melden, was und w ieviel bestellt, einge
sät, geerntet, eingefahren und gedroschen ist. Diese 
Meldungen gehen über die Zwischeninstanzen nach 
Ostberlin. Jede Instanz muß die nachgeordnete aut 
die Richtigkeit der Meldungen überprüfen.
Die Bauern haben nun je  ha um so m ehr abzuliefern, 
je  größer ihr Betrieb ist. Diese Staffelung, die in 
maßvollen Grenzen betriebswirtschaftlich gerechtfer
tigt wäre, da der Kleinbetrieb einen relativ  höheren 
Eigenverbrauch hat, wird zur wirtschaftlichen Schädi
gung der Großbauern benützt.

Ablieferungssoll in Sachsen-Anhalt
(in dz je  ha A nbaufläd ie)

B etr ieb sgröß en k lasse

1 0,5-5 ha 1 5-10 ha : 10-20h a| 20-50 ha 150-100 ha

G etreide: 1949 6,0 9,0 11,5 13,0 14,5
1950 6.0 9,5 15,0 18,0 20,0
1952 5,6 9,5 13,7 17,9 20,5

K artoffeln: 1949 45,0 50,0 65,0 75,0 85,0
1950 45,0 50,0 85,0 100,0 115,0
1952 36,0 56,0 79,0 97,0 101,0

Betriebe von 20—50 ha lieferten vor dem Kriege etwa 
40 “/o ihrer Getreideernte auf den M arkt, 1950 w ur
den von ihnen 70 “/o verlangt. Betriebe von 50—100 
ha verkauften vor 1939 gut 50 "/o ihres Getreides, 
1950 hatten sie fast 80 ”/o abzuliefern. Die Erfüllung 
eines derartigen Ablieferungssolls ist nur auf Kosten 
der V iehfütterung möglich. Daß sich die Bauern hier
gegen sträubten, ist nicht verwunderlich, da sie ja  
auch Viehaufzuditpläne zu erfüllen hatten.
Gegen Landwirte, die ihr Soll nicht erfüllen, wird 
rücksichtslos vorgegangen. Bereits im W inter 1947/48 
fanden 5664 Prozesse wegen ungenügender Abliefe
rung statt. Bauern, die „schuldhaft" ihr Soll nicht er
füllt haben, wurden zu Gefängnis- und Zuchthaus
strafen verurteilt und ihr Hof in der Regel enteignet. 
Die Häufigkeit der Prozesse und die H ärte der Stra
fen richtete sich in den einzelnen Jahren  nach der 
innen- und außenpolitischen Lage. Am ärgsten war 
es im W inter 1952/53; nach dem 17. Jun i 1953 tra t 
eine vorübergehende Entspannung ein. Neuerdings 
ist das sowjetzonale Regime im Zuge der sowjetischen
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Koexistenzbemühungen wieder etwas zurüdchaltender. 
Ergänzt werden die staatlichen Befehls-, über- 
wachungs- und Zwangsmethoden durch die Propagan
daarbeit der gleichgeschalteten Genossenschaften. 
Nach 1945 gab es in M itteldeutschland 6524 land
wirtschaftliche Genossenschaften, davon 3582 Dorf-, 
860 Elektrizitäts-, 670 Molkerei-, 344 Kredit- und 
viele andere Genossenschaften. Ihre M itgliederzahl 
belief sich auf insgesamt 400 000, darunter vor allem 
Altbauern. In die Genossenschaften w urden im Laufe 
der Jahre systematisch Funktionäre des Regim es'ein
geschleust. 1949 wurde vom Genossenschaftskongreß 
die Tilgung des Namens „Raiffeisen" und Umben- 
nung in „Bäuerliche Handelsgenossenschaften („BHG") 
mit knapper M ehrheit beschlossen. 1950 erfolgte 
die Zwangsvereinigung mit der „Vereinigung der ge
genseitigen Bauernhilfe" („VdgB") und 1952 die 
Übereignung der Grundstücke, Gebäude, W erkstätten 
und Maschinen an die „VdgB (BHG)".
Die „Vereinigung der gegenseitigen Bauernhilfe" war 
während der Bodenreform als Selbsthilfeorganisation 
der Neubauern entstanden und befaßte sich zunächst 
mit Notmaßnahmen für Neusiedler, mit der Saatgut- 
und Kunstdüngerverteilung, der Beschaffung von Bau
stoffen, Brennholz und Futterm itteln sowie mit der 
Vermietung von Ackergeräten, W agen und Zugma
schinen. Durch die Einstellung von Praktikern als 
Bezirks-, Kreis-, Fach-, Dorf- und Spezialberater 
und die Einschaltung in die Kreditvermittlung, blieben 
die Ortsstellen der VdgB auch nach der Überwindung 
der ersten Nachkriegsschwierigkeiten eine lebens
wichtige Einrichtung. Die M itgliederzahl stieg von 
255 000 im Jahre  1946 auf 487 000 im Jahre 1947 und 
fast 600 000 im Jahre 1950 an. N eben den N eubauern 
waren vor allem Kleinbauern in die VdgB eingetre
ten; 1950 besaßen 218 000 M itglieder 0,5—5 ha und 
203 000 M itglieder 5—10 ha Land. Die ersten V or
stände waren noch ziemlich demokratisch gewählt 
worden, unter ihnen w aren nur 20 “/o Kommunisten; 
bereits 1946 wurden jedoch 24 000 linientreue Funk
tionäre eingeschleust, und die VdgB wurde mehr und 
mehr Zu einem Instrum ent des sowjetzonalen Regi
mes mit einer O rtsstelle in jedem der 13 000 m ittel
deutschen Dörfer.

MASCHINEN-TRAKTOREN-STATIONEN

Eine sehr w irkungsvolle Einrichtung zur Erhöhung 
der Abhängigkeit der Bauern vom Regime ist das 
Netz der „Maschinen-Traktoren-Stationen" (MTS). 
Die MTS haben sich aus den „Maschinen-Ausleih- 
Stationen" (MAS) der ersten N achkriegsjahre ent
wickelt. Diese w aren von den V ereinigungen der 
gegenseitigen Bauernhilfe in 4000 Dörfern errichtet 
worden, um die N eubauern und die 80 000 Klein
bauern, die eine Landzulage erhalten hatten, mit 
Ackergerät und Zugkraft versehen zu können. Die 
7000 Traktoren und die über 100 000 sonstigen M a
schinen und Geräte stammten aus dem einstigen Guts
besitz. W eiter standen den MAS 23 000 Traktoren 
der Altbauern gegen Entrichtung einer M ietgebühr 
zur Verfügung. Doch w urden diese Traktoren von 
den Eigentümern wegen des Ersatzteilmangels nur 
ungern ausgeliehen. Auch die MAS-eigenen Maschinen

wurden von den örtlichen VdgB möglichst geschont 
und einem Nachbardorf nicht gern zur Verfügung ge
stellt. Die MAS der VdgB hatten noch den Charakter 
bäuerlicher Maschinengenossenschaften.
Der Übergang der agrartechnischen Produktionsmit
tel in das Eigentum des Staates setzte Ende 1948 mit 
der Zusammenlegung der 4000 zu 529 größeren MAS 
ein. Diese MAS w aren von den örtlichen VdgB un
abhängig. Auch die Unterstellung unter die Zentral
stelle d e r VdgB wurde bald aufgehoben. W eisungs
berechtigt wurde seit 1949 die „Deutsche W irtschafts
kommission", die Vorgängerin der heutigen Zonen
regierung. 1951 wurden die MAS in „Volkseigentum" 
überführt und Ende 1952 in „Maschinen-Traktoren- 
Stationen" (MTS) umbenannt. Diese unterstehen seit 
1953 den „Verwaltungen MTS" in den Räten der Be
zirke und dem Zonenministerium für Land- und Forst
wirtschaft.
Seit 1950 hat die Zonenregierung erhebliche Sum
men — 1952 allein 124 Mill. DM (Ost) und 1954 etwa 
250 Mill. DM (Ost) — in den MTS investiert. Ent
sprechend vergrößerten sich die Anlagen der Statio
nen und ihr Bestand an Traktoren und Maschinen. 
Die Anzahl der MTS w urde im ersten Fünfjahresplan 
1951/55 auf rund 750 erhöht. Die 200 neuen Stationen 
erhielten N eubauten nach einheitlichem M uster und 
sind mit durchschnittlich 50 Traktoren und entspre
chendem Maschinenpark besetzt. Die alten Stationen 
sind meist unzulänglich in alten Gutsgebäuden unter
gebracht. Der Traktoren- und Maschinenzuwachs 
stammt nur zum geringsten Teil aus der Sowjetunion, 
in der Hauptsache sind die neuen Traktoren und 
Maschinen sowjetzonalen Ursprungs; die dortigen 
W erke begannen 1953/54 mit der Lieferung neuer 
Typen in größeren Serien.

Traktoren- und Maschinen-Bestand 
der SDwjetzonalen MTS

(in Stück)

M aschinen 1 1950 1953 1955 1960 (Soll)

Traktoren 11 950 33 000 37 500 55 000
Traktoren-Pflüge 14 090 31 000 38 500
Traktoren-K ultivatoren 1 112 8 500
Traktoren-D rillm asdiinen 975 4 400 7 000 20 000
Traktoren-M ähbinder 1 312 7 000i?l 9 000
Traktoren-D resciim asciiinea 4 100 6 060
K artoffellegem aschinen — 750
Hackm aschinen — 2 200
M ähdrescher 410 1 615 5 500
K artoffelroder __ 4 100
Rübenroder __ 1 200
R übencom bines — 150
Lastkraftw agen 567 1 900
Lastkraftw agen-A nhänger 2 696 7 800

Bereits 1953 wurden annähernd 25 V» aller Feldarbei
ten von den MTS geleistet. Entsprechend dem laufen
den Maschinenzuwachs stiegen die Leistungszahlen 
von Jah r zu Jah r an. Sie reichen allerdings bislang 
noch keineswegs aus; in jedem Jahr müssen zur 
Erntezeit Jugendliche und Industriearbeiter „freiwil
lig“ helfen. 1960 sollen — so ist es im zweiten Fünf
jahresplan 1956/60 vorgesehen — 80 "/o aller Feldar
beiten von den MTS ausgeführt werden. Auch wenn 
diese Zahl nicht ganz erreicht werden sollte, zeigt 
sie doch, in welchem Tempo und Ausmaß das Regime 
die Bauern in ihrer Selbständigkeit einschränken und 
zu Gehilfen einer technisierten Staatslandwirtschaft 
verwandeln will. Die MTS sind verpfliditet, zunächst
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den Arbeitsbedarf der neuen ,LPG" (Landwirtsdiaft- 
tidie Produktions-Genossensdiaften =  sowjetzonale 
Kolchosen) in voller Höhe zu erfüllen, und dürfen 
erst dann den Einzelbauern bis 10 ha helfen, denen 
in der „Dringlichkeit" die Mittel- und Großbauern 
nadifolgen. Die letzteren haben dafür die höchsten 
Tarife zu bezahlen!

Tarife der sowjetzonalen MTS im Jahre 1954
(Preise pro ha in  DM -Ost)

A rb eits le istu n g LPG
Einzelw irtschaften

bis 10 ha 10-20 ha über 20 ha

Pflügen  le id iter  Böden  
über 25 cm 19,—

S d ie ib en eggen  7,—
Stoppelsturz m it S diäl-  

pflug und W ühlsdiar 12,—
D rillen  5,—
G etreidem ähen  

(Bindegarn extra) 12,—

23.—

14,50
6,50

15,—

29,-
11,-
22,-
10.-
19.—

80,50
22,—
50,—
22,—
40,—

PRODUKTIONSGENOSSENSCHAFTEN 
Die Maßnahmen gegen die wohlhabenderen Land
wirte mit 20 ha und m ehr — im sowjetzonalen 
Spradigebraudi als „Großbauern" bezeichnet — setz
ten 1949 ein. Für sie wurden höhere Ablieferungs
sätze je ha festgesetzt, die MAS forderten überhöhte 
Tarife, es wurde eine Pferdesteuer eingeführt, die 
fast ausschließlich die größeren Betriebe traf. Bis 
Ende 1951 gaben 10“/« der Landwirte mit einem Be
sitz von 20—50 ha und 40“/o der Landwirte mit 50— 
100 ha ihre Höfe auf. Dennoch wurde immer wieder 
dementiert, daß eine Enteignung der Großbauern ge
plant sei. Bis M itte 1952 blieb es bei dieser „kalten 
Sozialisierung". Im Juli 1952 gab Ulbricht auf einer 
Parteikonferenz der SED das Signal zum offenen An
griff auf das Privateigentum  und zur Gründung der 
„Landwirtschaftlichen Produktions-Genossenschaften" 
{„LPG"). Die Bildung genossenschaftlicher Großbe
triebe, die Rückkehr zur großflächigen Bodenbearbei
tung und die systematische Enteignung der größeren 
Einzelhöfe setzten sofort ein.
Es wurden M usterstatuten für drei Typen von Genos
senschaften bekanntgegeben. In die „Type I" bringen 
die Genossen ihr Ackerland bis auf 0,5 ha Garten ein, 
in die „Type 11“ auch die Pferde und Ochsen, die 
Traktoren und Geräte, in die „Type III“ dazu das 
Nutzvieh, das Grünland und die W älder. Die Genos
sen sind verpflichtet, jährlich mindestens 150 Tage 
im Kollektiv zu arbeiten. Die Bestellung der Felder, 
die Saatenpflege und Ernte, der Drusch und die Ab
lieferung, die Durchführung der W interfurche, der 
Bau und die Einrichtung von W irtschaftsgebäuden 
und K ulturhäusern sowie die Schulung erfolgen ge
meinschaftlich nach dem Plan. Die Genossen müssen 
sich zu Brigaden formieren, die von Brigadieren ge
leitet werden. Diese, der Kultur- und der Betriebs
leiter sind normalerweise SED-Leute. Von den Ein
künften sind die Steuern, die Versicherungen, die 
MTS-Gebühren, die Vergütungen an die Genossen 
für Zugvieh, landwirtschaftliche Maschinen und Ge
räte sowie die laufenden Produktions- und W irt
schaftsausgaben zu bezahlen und Investitionsrück
lagen vorzunehmen. Der Rest wird mindestens zu 
60 “/o nach geleisteter Arbeit und höchstens zu 40 “/o 
nach der Menge und Q ualität des Bodens an die Ein

bringer verteilt. Beim A ustritt aus der LPG erhält 
der bisherige Genosse — so heißt es jedenfalls in 
den Statuten — gleichwertigen Boden am Rande der 
LPG; sein Vieh und G erät muß er der LPG aller
dings gegen Bezahlung zur Verfügung stellen, die 
Bezahlung soll innerhalb von zehn Jahren  zu nied
rigsten Sätzen erfolgen. Die Privatgeschäfte in LPG- 
Dörfern werden enteignet und der staatlichen Han
delsorganisation („HO") oder dem Konsum über
geben; eine Entschädigung erfolgt nur, wenn keine 
Steuerschulden vorhanden sind und bei der W aren
übernahme keine Fehlmengen feststellen werden; 
die Entschädigung erfolgt innerhalb von drei Jahren; 
die Eigentümer können als V erw alter übernommen 
werden. Ausgeschlossen von der Sozialisierung des 
Dorfes sind Bauern, die m ehr als 15 ha landwirt
schaftliche Nutzfläche besitzen; sie dürfen nicht in die 
LPG aufgenommen werden.
Die LPG wurden 1952/53 vom Regime in besonderer 
W eise unterstützt. Bei langfristigen Krediten wurden 
niedrige Tilgungsraten festgelegt; kurzfristige Kre
dite wurden auch ohne Deckung gewährt. Auf Staats
kosten wurden 600 Agronomen bei den MTS einge
stellt, auch die tierärztliche Betreuung erfolgt auf 
Staatskosten.

Entwidclung der LPG von Mitte 1952 bis Mitte 1953

Z eitpunkt A nzahl
M it

g lied er
B oden  
in  ha

in  o/o der 
G es.-F läd ie

1952
A ugust 240
O ktober 709 70*000 1 4
N ovem ber 1 204 20*000 100 000 1,9
D ezem ber 1 815 , 160 000 2,6

1953
Februar 2 800
A pril 5 000 480*000 9,5
A ugu st 4 825 139*000 750 000 12,5

Die sprunghafte Zunahme der M itgliederzahlen der 
LPG ist das Ergebnis des ungeheuren Drucks, den 
die SED auf die Bauern ausübte. Die Zunahme des 
Bodenbesitzes der LPG selbst in Zeiten, in denen die 
Zahl der LPG wieder abnahm, erklärt sich dagegen 
aus der Übernahme großbäuerlichen Eigentums. 
Parallel mit der Förderung der LPG w erden scharfe 
Maßnahmen gegen die Großbauern durchgeführt. So 
wird ihnen ab August 1952 die Inanspruchnahme der 
MTS verw ehrt; die Banken müssen ih re an Groß
bauern gegebenen Kredite von 200 DM (Ost) auf 
75 DM (Ost) je  ha herabsetzen; die Finanzäm ter w er
den zur rücksichtslosen Eintreibung von Steuergel
dern angehalten; und die A rbeitsäm ter schränken 
den Nachweis von A rbeitskräften ein. Abgesehen 
von zahlreichen V erhaftungen im H erbst 1952 erhiel
ten die VdgB-Funktionäre im Novem ber des gleichen 
Jahres Vollmacht, auch in die Betriebsleitung der 
Großbauernhöfe einzugreifen und von sich aus Ar
beitsanweisungen zu geben. Die vorhandenen V or
räte wurden in Erfassungskampagnen beschlagnahmt, 
und das Ablieferungssoll der Großbauern für Öl
früchte, Schlachtvieh, Milch und Eier wurde noch
mals erhöht. So w urde auch bei Bestehen von Ablie
ferungsrückständen die Enteignung der Betriebe von 
über 20 ha angekündigt, örtliche W iderstände gegen 
diese M aßnahmen w urden m it Hilfe der Polizei un
terdrückt. Im Zuge dieser Politik sind zahlreiche
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Großbauern nadi W estberlin und W estdeutsdiland 
geflohen, so daß bis zum Frühjahr 1953 etwa 10 bis 
15“/o der landwirtsdiaftlidien Nutzflädie in der So
wjetzone herrenlos geworden waren.
Mit den Juni-Besdilüssen des Jahres 1953 setzte audi 
ein Kurswedisel in der Agrarpolitik ein. So wurde 
zunädist die Neugründung der LPG ausgesetztj die 
vorherrsdiende Form der Genossensdiaften soll 
künftig die Type I sein, während die weitergehende 
Type III nur mit Zustimmung der Räte des Kreises 
weitergeführt werden darf; aud i die Bestimmungen 
für den Austritt aus den Genossensdiaften werden 
gelodcert. Unproduktive LPG mit etwa 10 000 Mit
gliedern wurden w ieder aufgelöst. Im Zuge dieses 
Kurswedisels wurde audi die Politik gegenüber den 
Großbauern revidiert. Das Kreditvolumen wurde w ie
der auf die alte Höhe gesetzt, das Ablieferungssoll 
wurde teilweise bis zu 25 “/o herabgesetzt, und die 
„freien Spitzen" wurden vom Staat zu erhöhten Prei
sen aufgekauft. A blieferungsrüdtstände wurden bis 
Ende 1953 gestundet. Durdi diese Lodcerung konnte 
die Bauernfludit zunädist gestoppt werden.
Bereits Ende Juli 1953 wurde aber vom M inisterrat 
erneut eine weitestgehende Förderung der LPG be- 
sdilossen. Der Gründungsstopp wurde auf 5 M onate 
begrenzt. Die Forderungen der MTS wurdeii den Ge
nossensdiaften bis zum Ende des Jahres gestundet; 
die aus der Bodenreform resultierenden Sdiulden der 
Genossen wurden gestridien; außerdem wurde ein 
Steuerverzidit für die LPG auf zwei Jahre  ausge- 
sprodien. Für 1954 w urden von der Regierung er- 
heblidie Zusdiüsse für Stallbauten, W ohnhäuser, 
Masdiinen und Viehansdiaffungen bereitgestellt. 
Mit der Versdiärfung der Ernährungslage wurde im 
Herbst 1953 die Ablieferungspflidit w ieder versdiärft, 
zumal sidi durdi die Bauernfludit erheblidie Ernte
ausfälle an ö lfrüditen , Getreide und Kartoffeln ge
zeigt hatten. Mit der Versdiärfung der Ablieferungs
pflidit setzte audi die Bauernfludit w ieder ein.
1954 und 1955 wurde die Erriditung neuer LPG fort
gesetzt. Ende 1954 wurden in 5108 LPG bereits 
160 000 Bauern mit 920 000 ha Boden erfaßt; der Be
stand der LPG an Rindern hat sidi 1954 um 50 ”/o, an 
Sdiweinen um 47 “/o und an Sdiafen um 66 “/o erhöht; 
die durdisdinittlidie M ildileistung liegt bei 2760 1, 
also weit über dem Zonendurdisdinitt; fast 60 “/o der 
LPG gehören zur vollsozialistisdien „Type III". An
fang 1955 nahmen „Erfassungs-Aktivs" wieder „Hof
begehungen" vor. W enig später engten neue Vor- 
sdiriften die Initiative der Einzelbauern w eiter ein. 
Ende 1955 hat sidi die Zahl der LPG bereits auf über 
6000 mit 77 000 Bauernwirtsdiaften und fast 200 000 
Mitgliedern erhöht. Nun sind sdion 21 “/o der land- 
wirtsdiaftlidien Nutzflädie M itteldeutsdilands in den 
Besitz der LPG übergegangen, weitere 14 “/o, vor 
allem das Land geflüditeter Bauern, das seiner Lage 
wegen nidit an LPG angegliedert w erden konnte, be
finden sidi in staatlidier Verwaltung als „Betriebe der 
örtlidien Landwirtsdiaft" („BÖL“). Einsdiließlidi der 
Staatsgüter waren Ende 1955 bereits 40 “/o des Bodens 
sozialisiert. Das Regime plant, den sozialistisdien An
teil an der landwirtsdiaftlidien Nutzflädie bis 1960 
auf 80 o/o zu steigern.

WIRTSCHAFTLICHKEIT 
Eine Besonderheit der m itteldeutsdien Landwirtsdiaft 
besteht darin, daß Absatzsorgen unbekannt sind. An 
diesen Zustand haben sidi die Landwirte in 24 Jah 
ren (die nationalsozialistisdie Zeit eingeredmet) sehr 
gewöhnt. Die Jüngeren kennen das Produzieren für 
den M arkt mit w ediselnder Nadifrage und sdiwan- 
kendem Preis überhaupt n id it mehr. So froh die m it
teldeutsdien Bauern sein können, daß sie n id it audi 
nodi diese Sorge haben, so sehr kann ihre fehlende 
oder sdion fast vergessene M arkterfahrung bei einer 
W iederherstellung freierer W ettbewerbsbedingungen 
zum Problem werden.
Trotzdem sind die m itteldeutsdien Bauern an eine 
sehr genaue Rentabilitätsredinung gewöhnt. Das er
gibt sidi aus der eigenartigen Preispolitik der so
wjetzonalen Plan wirtsdiaft. Die zur Sidierung der 
V olksernährung notwendigsten und auf Karten er- 
hältlidien Lebensmittel sollen aus Propagandagrün
den billig sein; sie w erden von den Bauern über An
bauplan und Pfliditablieferung zu niedrigen Preisen 
eingetrieben. Von den Erlösen der Pfliditablieferung 
können die Bauern jedodi ihre Unkosten nidit 
dedcen. Die Preise der Produktionsmittel — Kunst
dünger, Kraftstoff, Bindegarn usw. — sind stark  her
aufgesetzt worden, um die Industriearbeiterlöhne 
heraufsetzen und Investitionsm ittel absdiöpfen zu 
können. Die Landarbeiterlöhne sind stark angestiegen, 
audi die Steuern w urden nidit wenig erhöht.
Den Ausweg aus diesem Dilemma ersdiloß das Re
gime durch den Ankauf der über das Soll hinaus er-' 
zeugten „freien Spitzen" zu etwa dreifadi überhöh
ten Preisen und den W eiterverkauf dieser nicht mar- 
kenpfliditigen Lebensmittel über die HO an die Be
völkerung. Dieser Ausweg ist am ehesten für die 
Klein- und M ittelbauern gangbar, deren Soll sich in 
immer nodi erträglichen Grenzen hält. Allerdings 
kompliziert dieses W irtsdiaften in zwei Preisebenen 
sehr die bäuerlidie Kalkulation; sie zwingt zu ge
nauestem  Rechnen.

PRODUKTIONSENTWICKLUNG

Die Nadikriegsentwidclung der landwirtsdiaftlichen 
Erzeugung M itteldeutsdilands ist ein Spiegelbild der 
wiederholten sdiwerwiegenden Eingriffe des Regimes 
in die A grarverhältnisse.

Anbaupläne Mitteldeutschlands
(in 1000 ha)

Früchte 1934/38 1950 1955

G etreide 3 119 2 700 2 410
H ü lsenfrüdite 105 190 152
ö lfr ü d ite  und Faserpflanzen 29 177 193
K artoffeln 785 821 870
Zudcerrüben 193 224 228
Feldhadcfrüdite 240 253 343
G em üse 41 116 80
Feldfutterbau 580 450 684
S on stige 53
Insgesam t 5 098 5 010 5 013

Der ölfruditanbau, der in Deutschland zu einem 
Symptom des Devisenmangels geworden war, ist lau
fend gesteigert worden. Der Anbau der Feldhadc- 
früchte und der Feldfutterbau sollen die viel zu 
schmale Futterbasis erweitern. Der Kartoffelanbau 
w ar in einzelnen Jahren  n id it einmal für die mensdi-
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lidie Ernährung ausreichend. 1956 wurde auf 200 000 
ha Mais angebaut. Der Rückgang des Gemüse- und 
Hülsenfruchtanbaus erlaubt allerdings den SdiluiS, 
daß die ärgsten Ernährungsschwierigkeiten überstan
den sind. Der Rückgang der Getreideanbaufläche läßt 
auf eine Intensivierung des Ackerbaus schließen.
Im Jahre  1946 lagen die H ektarertäge außerordent
lich niedrig. Das hatte seine Ursache ebenso in der 
unsachgemäßen Bodenbearbeitung durch manche Neu
bauern wie im Mangel an Kunstdünger; auch die Ab
zweigungen für den schwarzen M arkt dürften sich in 
den — wahrscheinlich zu niedrigen — amtlichen Ziffern

Hektarerträge der Sowjetzone
(in dz je  ha)

Produkt 1938 1946 1950 1955 1960 (Soll)

G etreide  
K artoffeln  
Zuckerrüben  
Raps und Rübsen

25,6
163,3
295,7

22,3

13,4
120,4
163,7

6,3

21,0
181,0
269,0
11,0

26,4 28.0
144.0 220,0
286.0 350,0 

15,6

Produkt 1935/38 1949 1955

hinaus und war die Reaktion der m ittleren und grö
ßeren Betriebe auf die Benachteiligung durch die 
MTS. Die sprunghafte Zunahme des Schweine- und 
Ziegenbestandes wurde durch die Bildung zahlreicher

Viehbestand der Sowjetzone
(in 1000 Stüde)

V ieh art 1936/38 1946 1950 1955

Pferde 811 646 723 86?
Rinder 3 660 2 764 3 617 3 784

d avon  M ilchkühe 1 915 1 364 1 616 1 960 (1954)
Schafe 1 693 748 1 111 1 971
Z iegen 692 900 909 1 000 (Soll!)
Schw eine 6 003 1 968 5 704 8 162
B ienenvölker 446 . 260 392
G eflü gel (in M ill. Stück) 21.7 27,4 (1952)

widerspiegeln. Auch 1950 lagen die Ziffern noch er
heblich unter dem Vorkriegsstand, je tzt machte sich 
der zu seltene Saatgutwechsel bemerkbar. Die Kar
toffelernte w ar dagegen 1950 gut, ebenso 1954 mit 
einem Ertrag von 201 dz je  ha. 1955 überrascht der 
sehr gute Getreideertrag. Die für 1960 geplanten Er
träge setzen m ehr Kunstdünger — vor allem Phos
phate — und besseres Saat- und Pflanzgut voraus.

Ernteerträge der Sowjetzone
(in 1000 t)

G etreide 6 807 4 816 6 362
K artoffeln  14 243 ’ 9 744 12 528
Zuckerrüben 6 080 3 492 6 521
ö l -  und Faserpflanzen 46 162 302

In der Getreideernte 1955 werden die V orkriegser
gebnisse trotz hoher H ektarerträge infolge der V er
ringerung der Anbaufläche nicht erreicht. Umgekehrt 
w ar die Kartoffelernte trotz mäßiger H ektarerträge 
infolge der Erweiterung der Anbauflächen noch bei
nahe ausreichend. Die gute Zuckerrübenernte dürfte 
u. a. ein Ergebnis der Rückkehr zur großflächigen 
Bewirtschaftung sein.
Die bis 1955 erreichte Steigerung des Pferdebestan
des ging weit über das Fünfjahresplansoll von 725 000

Klein- und Kleinstbetriebe begünstigt. Die Zunahme 
des Schweinebestandes w ar ernährungswirtschaftlich 
durchaus erwünscht, sie erhöhte jedoch die Futter
schwierigkeiten. Der Ziegenbestand sollte nach dem 
Fünfjahresplan in der Zeit von 1951 bis 1955 auf die 
Hälfte reduziert werden, da die Ziegenhaltung weder 
futter- noch milchwirtschaftlich rationell ist. Die ge
plante Steigerung des Bestandes an Rindern auf 
4,4 Mill. und an Milchkühen auf 2,6 Mill. dagegen 
wurde bis 1955 bei weitem nicht erreicht, da die Futter
basis zu schmal und die Ablieferungsanreize zu ge
ring waren. Als noch ungünstiger erw eist sich das Er
gebnis der Rinderzucht bei Berücksichtigung der 
Milchleistung, die 1955 um 25 Vo unter der w est
deutschen Vergleichsziffer lag, und des ebenfalls un
zulänglichen Schlachtgewichtes.
An der Nachkriegsentwicklung der landwirtschaft
lichen Erzeugung M itteldeutschlands überrascht 
nicht, daß die H ektarerträge und die Resultate der 
Viehzucht jahrelang erschreckend niedrig w aren; an
gesichts der umwälzenden Vorgänge ist das nicht wei
ter verwunderlich, überraschend ist viel eher, daß 
bereits drei Jahre nach der Bodenreform — um 
1949 — und dann wieder zwei Jah re  nach dem Beginn 
der Sozialisierungskampagne •— etw a seit 1954 — 
eine spürbare Aufwärtsbewegung zu verzeichnen ist. 
Man kann hierin mit Recht das „andere deutsche 
Wirtschaftswunder" sehen, den Erfolg des zähen W il
lens der Bauern, sich zu behaupten, und mögen die 
äußeren Umstände noch so widrig sein.

können fü r den Jahrgang 36 —  Januar bis Dezember 1956

S iM lm iL iL c L te k je M  in .

mit eingeprägtem Verlagssignet und Rückenbeschriftung zum Preise von je DM 4 , —  beziehen. 
Es können auch noch geschlossene Jahrgänge 1950, 1951, 1952 und 1953

in Heften oder gebunden zu einem Sonderpreis geliefert werden. ,

Bestellangen bitten wir zn richten an

V E R L A G  W E L T A R C H IV  G M B H  • H A M B U R G  3 6 ,  P O S T S T R A S S E  H
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